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Für den Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen des Unternehmens ist ausschließlich 
diese Eigenerklärung zu verwenden.  
 
Eigenerklärung 

 
Name des Unternehmens:  

_______________________________________________________________________ 
Adresse (Straße, PLZ, Ort, Land):  

_______________________________________________________________________ 
Jahr der Unternehmensgründung:  

_______________________________________________________________________ 
Rechtsform:  

_______________________________________________________________________ 
Unternehmensinhaber:  

_______________________________________________________________________ 
(bei juristischen Personen bevollmächtigter Vertreter) 

 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen und Eignung 

 
1. Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
 
1.1. Angaben zu Insolvenzverfahren und Liquidation 
 
Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder bean-
tragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich mein/unser Unter-
nehmen nicht in Liquidation befindet.  
 
1.2. Angaben über Ausschlussgründe bzw. schwere Verfehlungen  
 
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht  

 gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder 
 gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder 
 gem. § 21 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als  

 drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder  
 einer Geldbuße von mehr als 2.500 EUR belegt worden bin/sind. 
 
Ich erkläre/Wir erklären, dass keine schwere Verfehlung vorliegt, die meine/unsere Zuverlässigkeit als Bewerber in 
Frage stellt z. B. wirksames Berufsverbot (§ 70 StGB), wirksames vorläufiges Berufsverbot (§ 132a STPO), wirksame 
Gewerbeuntersagung (§ 35 GewO), rechtskräftiges Urteil innerhalb der letzten 2 Jahre gegen Mitarbeiter mit Leitungs-
aufgaben wegen, Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB), Geldwäsche (261 StGB), Bestechung (§ 
334 StGB), Vorteilsgewährung (§ 333 StGB), Diebstahl (§ 242 StGB), Unterschlagung (§ 246 StGB), Erpressung (§ 53 
StGB), Betrug (§ 263 StGB), Subventionsbetrug (§ 264 StGB), Kreditbetrug (§ 265b StGB), Untreue (§ 266 StGB), 
Urkundenfälschung (§ 267 StGB), Fälschung technischer Aufzeichnungen (§ 268 StGB), Delikte im Zusammenhange 
mit Insolvenzverfahren(§ 283 ff. StGB), wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen (§ 298 StGB) 
Bestechung im geschäftlichen Verkehr (§ 299 StGB), Brandstiftung (§ 306 StGB), Baugefährdung (§ 319 
StGB),Gewässer- und Bodenverunreinigung (§§ 324, 324a StGB), unerlaubter Umgang mit gefährlichen Abfällen (326 
StGB), Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung. 
 
1.3. Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung 
 
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge 
zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß erfüllt 
habe/haben. 
 
1.4. Angabe zur Mitgliedschaft in der Berufsgenossenschaft  
 

Ich bin/Wir sind Mitglied der Berufsgenossenschaft _____________________________________  

unter der Nummer ________________________________ 
 
2. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 
 
2.1. Eintragung im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis (ULV) bzw. in der Präqualifizierungsdatenbank 

 
Sofern der Bewerber/Bieter im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis (ULV) bzw. in der Präqualifizierungsdaten-
bank für den Liefer- und Dienstleistungsbereich eingetragen ist, ist die Nummer anzugeben, unter der er im ULV einge-
tragen ist oder eine direkt abrufbare Eintragung in die allgemein zugängliche Liste der Präqualifizierungsdatenbank für 
den Liefer- und Dienstleistungsbereich möglich ist. 
 

 
  

Ich bin/Wir sind im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis (ULV) für öffentliche Aufträge eingetragen und 
unter der Nummer: __________________ gelistet, aktuelle Bescheinigung vom: ________________ 
 
Zugangscode / Kennwort:_______________________ , Passwort: ____________________________ 
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Ich bin/Wir sind präqualifiziert und in der Präqualifizierungsdatenbank für den Liefer- und Dienstleistungsbe-

reich unter der Nummer: ______________ gelistet, aktuelle Bescheinigung vom: _____________ 
 

 
  

Ich bin/Wir sind nicht im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis (ULV) für öffentliche Aufträge eingetragen.* 
  

 
  

Ich bin/Wir sind nicht präqualifiziert und in der Präqualifizierungsdatenbank für den Liefer- und Dienstleis-
tungsbereich gelistet.*  
 

* Da ich/wir nicht im Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis und nicht in der Präqualifikationsdatenbank für den 
Liefer- und Dienstleistungsbereich eingetragen sind, werde ich/werden wir im Falle, dass unser Teilnahmean-
trag/Angebot in die engere Wahl kommt, folgende Nachweise auf Aufforderung durch des Auftraggebers vorlegen:  
 
 Gewerbeanmeldung 
 Eintragung in der Handwerksrolle oder bei der Industrie- und Handelskammer 
 Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse 
 Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen  
 Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG (nur für Bauleistungen) 
 qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft 
 
2.2. Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister des Firmensitzes oder Wohnsitzes 
 

 
  Ich bin/Wir sind eingetragen im Handelsregister unter der Nummer __________________________ 

beim Amtsgericht _______________________________________________________ 
 

 
  

Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung in das Handelsregister verpflichtet. 
 

Mein/Unser Unternehmen ist gewerberechtlich ordnungsgemäß angemeldet, bzw. eine entsprechende gewerbliche 
Erlaubnis wurde erteilt.  
 

 
  

Ich gehöre/Wir gehören zum Handwerk 

 
  

Ich gehöre/Wir gehören zur Industrie 

 
  

Ich gehöre/Wir gehören zum Handel 

 
  

Ich bin/Wir sind ein Versorgungsunternehmen 

 
  

Sonstiges 
 
3. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
 
3.1. Angaben zur Haftpflichtversicherung  
 

Es liegt eine Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme in Höhe von ______________ EUR 

und/oder eine Berufshaftpflicht mit einer Deckungssumme von ________________________ EUR vor. 
 
Im Auftragsfall ist der Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung mit mindestens 3 Mio. EUR für Personen-, Sach-
schäden pauschal mit einer zweifachen Maximierung sowie eine Mitversicherung von Bearbeitungsschäden mit einer 
Mindestdeckungssumme von 20.000,00 EUR und der Versicherungsschutz nach dem Umweltschadensgesetz zu 
erbringen.  
 
Sofern die aktuelle Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung nicht den Anforderungen entspricht, bestätige(n) ich/wir 
hiermit, dass im Auftragsfall die vorhandene Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung entsprechend angepasst wird. 
 
4. Sonstiges 
 
Erklärung zu Tariftreue, Mindestentlohnung und Sozialversicherungsbeiträgen 
 
1. Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns: 
 
1.1. die in meinem/unserem Unternehmen beschäftigten tarifgebundenen Arbeitnehmer nicht unter den für mein/unser 
Unternehmen geltenden Lohntarifen bzw. die in meinem/unserem Unternehmen beschäftigten nichttarifgebundenen 
Arbeitnehmer nicht unter den Mindestentgelt-Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (Gesetz über zwingen-
de Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen - AEntG) bzw. des Mindestlohngesetzes (Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns - 
MiLoG) zu entlohnen; Gleiches gilt für meine/unsere Verpflichtung aus Sozialkassentarifverträgen, die auf mein/unser 
Unternehmen anzuwenden sind; 

 
1.2. die Beiträge zu den Zweigen der sozialen Sicherheit zu zahlen, die nach dem auf die Beschäftigungsverhältnisse 
meiner/unserer Arbeitnehmer anzuwendenden Recht zu entrichten sind; 

 
1.3. das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung, das Gesetz zur Regelung der Ar-
beitnehmerüberlassung (AÜG), das Arbeitnehmer-Entsendegesetz, das Mindestlohngesetz, das Gesetz über den 
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Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen Bedingungen sowie die Bestimmungen des Sozialversi-
cherungsrechts einzuhalten; 

 
1.4. fortlaufend Namenslisten über die von mir/uns und meinen/unseren Unterauftragnehmern eingesetzten Beschäf-
tigten zu führen; fortlaufend Arbeitszeitdokumentation nach § 17 Abs. 1 MiLoG, § 19 Abs. 1 AEntG und § 17 c Abs. 1 
AÜG zu erstellen und bereitzuhalten; die für die Kontrolle der Einhaltung der Verpflichtung zur Lohnzahlung gem. Ziffer 
1 a) erforderlichen Unterlagen, insbesondere die Arbeitsverträge, Lohnabrechnungen und Nachweise der Lohnzahlun-
gen nach § 17 Abs. 2 MiLoG, § 19 Abs. 2 AEntG und § 17c Abs. 2 AÜG wie auch Nachweise der Zahlung der Urlaubs-
kassenbeiträge und der Sozialversicherungsbeiträge gem. Ziffer 1 b) für die zur Erfüllung des Auftrags eingesetzten 
Beschäftigten bereitzuhalten; auf Verlangen des Auftraggebers diese Listen, Dokumente und Nachweise im jeweiligen 
Büro des Auftraggebers vorzulegen; 
 
1.5. dem Auftraggeber zur Durchführung von Stichprobenkontrollen Einblick in die Lohnabrechnungen zu geben;  
das Einverständnis meiner/unserer von mir/uns eingesetzten Arbeitnehmer zur Vorlage der Lohnabrechnungen und 
Überprüfung der vorgelegten Lohnabrechnungen werde ich/werden wir einholen; 
 
1.6. alle von mir/uns zur Auftragserfüllung eingesetzten Personen schriftlich zur Mitführung ihrer Personal- und Sozi-
alversicherungsausweise während der Arbeitszeit und bei Kontrolle des Auftraggebers oder der zuständigen Behörden 
zur Vorlage dieser Dokumente zu verpflichten; 
 
1.7. Unterauftragnehmer nur unter der Voraussetzung zu beauftragen, dass diese eine gleich lautende Erklärung mir/ 
uns gegenüber abgeben; 

 
1.8. den Auftraggeber von allen Ansprüchen meiner/unserer Arbeitnehmer, der Arbeitnehmer meiner/unserer Unter-
auftragnehmer und allen Arbeitnehmern aller weiteren nachgeordneten Unterauftragnehmer und etwaiger Verleiher 
und der Sozialkassen gemäß § 13 MiLoG, § 14 AEntG, § 28 e Abs. 3 a - f SGB IV, § 150 Abs. 3 SGB VII und weiterer 
eine entsprechende Haftung anordnender gesetzlicher Vorschriften freizustellen. 
 
2. Ich/Wir bevollmächtige(n) Auftraggeber, Auskünfte über die Einhaltung der unter Ziffer 1 a) und 1 b) genannten 
Verpflichtungen bei den zuständigen Stellen, namentlich bei den Sozialversicherungsträgern, Soziallkassen, Finanz-
ämtern und Arbeitsämtern einzuholen. Eine gesonderte Vollmacht hierfür stelle ich/stellen wir dem Auftraggeber auf 
entsprechende Anforderung aus. 
 
3. Ein schuldhafter Verstoß gegen die Verpflichtungen unter Ziffer 1 a) und 1 b) berechtigen den Auftraggeber, den 
Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen. 
 
Der Auftraggeber behält sich vor, die entsprechenden Nachweise über das Vorliegen der Eignung und das Nichtvorlie-
gen von Ausschlussgründen jederzeit während des Vergabeverfahrens anzufordern. 
 
Besondere Vertragsbedingungen gemäß Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetz  
 
1. Tariftreue, Mindestentlohnung und Sozialversicherungsbeiträge 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet,  
 
1.1 seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung mindestens diejenigen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Entgelts zu gewähren, die der nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) vom 20.04.2009 
(BGBl. I S. 799) einzuhaltende Tarifvertrag vorgibt oder andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte ein-
zuhalten;  
 
1.2 seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (ohne Auszubildende) bei der Ausführung der Leistung mindestens 
ein Stundenentgelt gemäß BAVG zu bezahlen;  
 
1.3 die von ihm beauftragten Unterauftragnehmer oder einen von ihm oder einem Unterauftragnehmer beauftragten 
Verleiher schriftlich zu verpflichten, seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mindestens die Arbeitsbedingungen 
zu gewähren, die der Auftragnehmer selbst einzuhalten verspricht;  
 
1.4 sicherzustellen, dass die Verpflichtung auf einen von ihm beauftragten Unterauftragnehmer oder auf einen von ihm 
oder von einem Unterauftragnehmer beauftragten Verleiher jeweils schriftlich übertragen wird und dem öffentlichen 
Auftraggeber auf Verlangen die schriftlichen Übertragungen nachzuweisen;  
 
1.5 sicherzustellen, dass die beauftragten Unterauftragnehmer ihrerseits die von ihnen beauftragten Unterauftragneh-
mer oder von ihnen beauftragten Verleiher die o. a. Verpflichtungen jeweils schriftlich übertragen und zu verpflichten, 
dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen die schriftlichen Übertragungen nachzuweisen; 
 
1.6 bei der Auftragsdurchführung seinen Arbeitnehmern bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches Entgelt zu 
zahlen. Tarifvertragliche Regelungen bleiben davon unberührt. 
 
2. Frauenförderung 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich,  
 
2.1 das geltende Gleichbehandlungsrecht zu beachten;  
 



WBM Formular - Eigenerklärung, Stand: 09/2018       Seite 4 von 4 

2.2 je nach Anzahl der Beschäftigten gemäß § 3 Frauenförderverordnung (FFV) eine oder mehrere der in § 2 FFV 
aufgeführten Maßnahmen der Frauenförderung und/oder der Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
durchzuführen;  
 
2.3 sicherzustellen, dass zur Vertragserfüllung eingeschaltete Unterauftragnehmer sich nach Maßgabe des § 3 Frau-
enförderverordnung (FFV) zur Durchführung von Maßnahmen gemäß § 2 FFV und zur Einhaltung der Verpflichtungen 
nach § 4 FFV bereit erklärt. Eine Verletzung dieser Verpflichtung durch den Unterauftragnehmer wird dem Auftrag-
nehmer zugerechnet.  
 
3. Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftrag gemäß der Leistungsbeschreibung ausschließlich mit Waren auszufüh-
ren, die nachweislich unter bestmöglicher Beachtung der in den ILO-Kernarbeitsnormen festgelegten Mindeststandards 
gewonnen oder hergestellt worden sind. Die Mindeststandards der ILO-Kernarbeitsnormen ergeben sich aus  
 dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930 (BGBl. 1956 II S. 641) 
 dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 

1948 (BGBl. 1956 II S. 2073) 
 dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu 

Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955 II S. 1123) 
 dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleich-

wertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 24) 
 dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 1959 II S. 442) 
 dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 

II S. 98) 
 dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 

1976 II S. 202) und  
 dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 

Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291).  
 
4. Vertragsstrafen, Kündigungsrechte 
Verstößt der Auftragnehmer oder einer seiner Unterauftragnehmer schuldhaft gegen die Verpflichtungen unter Ziff. C.1, 
2 und 3, hat der Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß an den Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 
v. H., bei mehreren Verstößen zusammen bis zur Höhe von 5 v. H. der Auftragssumme zu zahlen. Der Auftragnehmer 
ist zur Zahlung der Vertragsstrafe auch für den Fall verpflichtet, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten 
Unterauftragnehmer oder einen von diesem eingesetzten Unterauftragnehmer begangen wird. Die Vertragsstrafe wird 
nicht mehr verlangt, wenn gegen den Auftragnehmer, seinen Unterauftragnehmer oder dessen Unterauftragnehmer 
wegen des zugrunde liegenden Verstoßes straf- oder ordnungsrechtliche Maßnahmen ergriffen worden sind. 
Die schuldhafte Nichterfüllung der Verpflichtungen unter Ziff. 1 bis 3 durch den Auftragnehmer oder seinen Unterauf-
tragnehmer berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung. 
 
5. Kontrollrechte  
Der Auftraggeber oder ein von ihm beauftragter Dritter darf zu Kontrollzwecken Einblick in die Entgeltabrechnungen 
der ausführenden Unternehmen, in die Unterlagen über die Abführung von Steuern und Beiträgen an in- und ausländi-
sche Sozialversicherungsträger, in die Unterlagen über die Abführung von Beiträgen an in- und ausländische Sozial-
kassen und in die zwischen den ausführenden Unternehmen abgeschlossenen Verträge nehmen. Die ausführenden 
Unternehmen haben ihre Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. Die ausführenden Unter-
nehmen haben vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der o. a. Unterlagen bereitzuhalten und auf Verlan-
gen dem öffentlichen Auftraggeber vorzulegen. 
 
6. Bevorzugte Vergabe 
Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen erhalten im Rahmen der geltenden vergaberechtlichen Bestimmungen bei 
den Regelungen der §§ 1, 7 und 8 Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetz entsprechenden und sonst gleichwer-
tigen Angeboten die Unternehmen bevorzugt den Zuschlag, die Ausbildungsplätze bereitstellen, sich an tariflichen 
Umlageverfahren zur Sicherung der beruflichen Erstausbildung oder an Ausbildungsverbünden beteiligen. 
 
 
Ich/Wir bestätige(n) die Richtigkeit der in dieser Eigenerklärung genannten Angaben und der Eigenerklärungen.  
 
 
______________________________________________________________________________________________ 
Ort, Datum  
 
______________________________________________________________________________________________ 
rechtsverbindliche Unterschrift 
 
______________________________________________________________________________________________ 
Name in Druckschrift 
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